
Doppelmoral 1in der Entwicklungspolitik

Im Herbst 1991 verkündete Carl-Dieter Spranger, Mınıster für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeıt, (n Krıterien für die künftige Entwicklungszusammenarbeıt:
Beachtung der Menschenrechte: politische Beteiliıgung der Bevölkerung; Rechtssıi-
cherheıt: marktfreundliche Wırtschaftsordnung; entwicklungsorientierte Regıe-
rungstührung (Armutsbekämpfung, Umweltverträglichkeıt, Verzicht auf übermä-
ßıge Rüstungsausgaben). Ahnliche Ma{ißstäbe haben auch andere Geberländer un:
dıe Weltbank erstellt.

Diese Krıterien werden VO Bundesminıisterium für wırtschaftliche Zusammen-
arbeıt un Entwicklung als eın texıibles nNnstrument verstanden, anhand
dessen Länderkonzepte ZUT Vergabe der Entwicklungshilfe erstellt werden sollen.
Das BM verspricht sıch davon mehr Kohärenz un Transparenz 1n der Entwick-
lungszusammenarbeıt. Im Politikdialog MT den Entwicklungsländern soll ıhre
Anwendung un! sozi0kulturelle Anpassung gesichert werden.

Grundsätzlich sınd diese Kriterien als eın wichtiger Fortschritt begrüßen.
Gleichwohl werden s1e gegenwärtıig dem Stichwort „Konditionalıtät“ der
Entwicklungshilfe recht kontrovers diskutiert. Vor allem 1n den Entwicklungslän-
ern stoßen S1e auf erhebliches Miıfßtrauen, w1e eLtIw2 unlängst sehr schwıerıge (ze-

spräche Mı1t der südostasıatischen Staatengemeinschaft (A gezeıgt haben
Der Hauptvorwurf autete, diese Kriterıen seıjen L1UT eın Druckmuttel des
Nordens A Durchsetzung seıiner Interessen. Außerdem entsprächen S1e etw2

dıe individualistisch verkürzte Sıcht der Menschenrechte nıcht den soz1i0kultu-
rellen Iradıtionen Asıens. Inwıeweıt sınd solche Einwände berechtigt? Und w1e
lassen sıch dıe berechtigten Anlıegen dieser Krıterien verwirklichen?

Grundproblem 1St das hierarchische Nord-Süd-Machtgetälle. Die Entwick-
lungsländer wehren sıch mi1t Recht unerbetene Einmischung un Be-

vormundung durch den Norden. Sıe hegen den Verdacht, da{fß die reichen Indu-
strieländer ıhre Posıtion der Stärke ach dem Ende des Ost-West-Konflikts
ausnutzen wollen, ıhren Wohlstand un! eıne ıhnen genehme Weltordnung
hne Rücksicht auf die Zwangslage des Südens sıchern. Da dieser Verdacht
nıcht unbegründet iSt; zeıgt dıe oligarchische Runde der Weltwirtschaftsgipfel, VO

denen die Entwicklungsländer ausgesperrt sind, W as ıhnen jede Möglichkeıt V.CI=

wehrt, ıhre Interessen wenıgstens Gehör bringen. hne einen Wandel
eıner echten Nord-Süd-Partnerschaft, W aS wirkliche und umfassende Diıalogbe-
reitschaft SSETZT,; werden aber alle Konditionen wenı1g bewirken.

FEchte Partnerschaft verlangt weıter eıne gerechte Verteilung der Lasten ach
Mitschuld un Leistungsfähigkeıt. Dıie Konditionalıtät erweckt dagegen den Eın-
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druck moralıscher Selbstgerechtigkeit des Nordens, WOZU keinerle] Anlaß besteht.
Die weltweıte Eiınkommenskluft hat sıchsverdoppelt MI1t dem Ergebnıis,
dafß die wohlhabendsten 700 Prozent der Weltbevölkerung heute ber 82,7 Prozent,
die armsten 20 Prozent dagegen 1L1UT ber I6 Prozent des Welteinkommens verfü-
SCH Dennoch halten die Industrieländer iıhrer verschwenderischen un —

weltzerstörenden Wırtschafts- un! Konsumweıse fest Gleichzeıitig halten S1Ee
selbst bescheidene Versprechungen nıcht eın So hat Zu Beispiel die Bundesregıie-
rung beım Erdgiptel ıIn Rıo9 möglıchst bald das Zıel, O; Prozent des
Sozıalprodukts für Entwicklungshilfe aufzubringen, erreichen wollen. Eın hal-
bes Jahr spater aber, 1m Bundeshaushalt, siınkt dieser Anteıl,; der 1982 och
be]l 0,49 Prozent lag, VO  e) 0,40 auf 0,34 Prozent. Verarmte Entwicklungsländer hın-

sollen einschneidende un kostspielige Reformen durchtühren.
Dıiese Glaubwürdigkeıitslücke Alst sıch 1Ur überwinden, wenn dıe Industrielän-

der auch selbst verbindliche Pflichten übernehmen. Eın konkreter un überprüf-
barer Weg A7ZuU könnte eıne rezıproke Kondıitionalıität se1n, also wechselseıtıge
Selbstverpflichtungen der Industrie- W1e Entwicklungsländer, Zu Beıispiel 1n der
Umweltpolitik. So könnte sıch die Bundesrepublık als Gegenleistung tür den FEr-
halt tropıscher Regenwälder eiıner Geschwindigkeitsbegrenzung verpflichten,
womıt beide Seıten Z Weltgemeinwohl beitragen würden. Ahnlich lıeßen sıch
Strukturanpassungsprogramme des Internationalen Währungsfonds tür Industrie-
un Entwicklungsländer miıteinander koppeln, W as langfristig allen nutzen würde.

Eın Prinzıp wechselseitiger Konditionalıität würde auch eınen weıteren
Schwachpunkt der Krıterien beseitigen. An die Stelle negatıver Sanktıonen,
also Kürzung oder Entzug der Entwicklungshilte, würden posıtıve Anreıze treten,
dıe ımmer mehr Motivatıon bieten. So könnte eLIWwW2 eın ogrofßzügıger Schuldennach-
1a angeboten werden als Gegenleistung ür Retormen un Mafßnahmen 1mM Sınn
der geNaANNTLEN Krıterien.

Dıie Glaubwürdigkeıit un!: VOT allem Wirksamkeit entwicklungspolitischer Krı-
terıen hängt schliefßlich VOT allem davon ab, da{fß S1e für alle Beziehungen den
Entwicklungsländern gelten. S1e mussen eıner Querschnittsauftgabe für alle
Politikbereiche werden, also auch tür die Außen- un: Wırtschaftspolitik, die weıt
wiıchtiger sınd als alle Entwicklungshilte. Obwohl dieses Zıel se1t Jahren verkündet
wırd, hat das BM ach W1e VOT aum Eintflu{fß auf die zuständıgen, 1e] mächtige-
d  e Mınısterıen, die VOT allem deutsche Eıgenıinteressen 1ın der „Drıitten Welt“
wahrnehmen. Dıies zeıgen ZBeıispıel die Hermes-Bürgschaften tür deutsche Kx-
P  > dıe rein kommerzieller Natur sınd, während daraus entstandene Forderun-
SCIl den Schulden der Entwicklungsländer hinzugefügt werden.

Kurz ZESAQT, entwicklungspolitische Krıterien haben HUT annn eınen Sınn, wenn

der Norden endlich VO  ) seiıner Doppelmoral Abschied nımmt un!: anderen keıne
Lasten auferlegt, die C selbst nıcht mıtzutragen bereıt 1ST. Johannes Müäüller S
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